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1. § 143 erhält folgende Fassung:

„Die Konfliktkommissionen werden in volkseigenen 
und ihnen gleichgestellten Betrieben, in Betrieben 
mit staatlicher Beteiligung und in privaten Betrie
ben, in Einrichtungen des Gesundheitswesens, der 
Kultur und Volksbildung, in staatlichen Organen 
und Einrichtungen sowie in gesellschaftlichen Or
ganisationen gebildet. Sie sind gewählte gesell
schaftliche Gerächte. Sie sind in ihrer Rechtspre
chung unabhängig und nur an die Verfassung, die 
Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der Deut
schen Demokratischen Republik gebunden. Die Ge
werkschaften sind für ihre Anleitung und Qualifi
zierung verantwortlich. Die Mitglieder der Kon
fliktkommissionen genießen wie die Gewerkschafts
funktionäre den Schutz gemäß § 11 Abs. 3.“

2. §144 erhält folgende Fassung:
„Die Wahl, Stellung, Aufgaben, Arbeitsweise und 
Befugnisse der Konfliktkommissionen werden 
durch Gesetz und Erlaß bestimmt.“

3. § 145 wird aufgehoben.

4. § 146 Abs. 2 wird aufgehoben.

§22

Anpassung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeß
ordnung und anderer rechtlicher Bestimmungen

Gesellschaftliche Organe der Rechtspflege im Sinne 
des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung und 
anderer rechtlicher Bestimmungen sind gesellschaft
liche Gerichte entsprechend diesem Gesetz.

§23

(1) Die Bildung, Wahl, Aufgaben, Arbeitsweise und 
Befugnisse der gesellschaftlichen Gerichte werden durch 
Erlaß des Staatsrates näher bestimmt. Hinsichtlich 
Konfliktkommissionen ist der Bundesvorstand des 
FDGB vorschlagsberechtigt.

(2) Die für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen erforderlichen Festlegungen trifft für die Kon
fliktkommissionen der Bundesvorstand des FDGB und 
für die Schiedskommissionen der Minister der Justiz.

§24
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1968 in Kraft,

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am elften Juni neun
zehnhundertachtundsechzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den elften Juni neunzehnhundertachtundsechzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. и 1b r i c h t

Gesetz
über die Aufgaben und Befugnisse der 

Deutschen Volkspolizei

vom 11. Juni 1968

Die Deutsche Volkspolizei hat sich im Kampf um die 
Entwicklung und Festigung der Macht der Arbeiter 
und Bauern als ein zuverlässiges Organ der sozialisti
schen Staatsmacht der Deutschen Demokratischen Re
publik erwiesen. Arbeiter und Bauern, Söhne und 
Töchter des Volkes, übernahmen die ehrenvolle Auf
gabe, in den Reihen der Deutschen Volkspolizei den 
Aufbau der sozialistischen Gesellschaft und die Errun
genschaften des Volkes zu schützen, das friedliche 
Leben und die Rechte der Bürger zu sichern. In auf
opferungsvollem Einsatz haben sie einen bedeutenden 
Beitrag zur Festigung der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung geleistet.

Die Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen 
Systems des Sozialismus erfordert die weitere Stärkung 
der sozialistischen Staatsmacht und den zuverlässigen 
Schutz der sozialistischen Entwicklung in der Deutschen 
Demokratischen Republik. Es ist gemeinsames Anliegen 
der sozialistischen Gesellschaft, ihres Staates und aller 
Bürger, jederzeit die öffentliche Ordnung und Sicher
heit zu gewährleisten. Damit werden auch für die Ar
beit der Deutschen Volkspolizei neue Maßstäbe gesetzt

und an die Tätigkeit aller ihrer Angehörigen neue An
forderungen gestellt.

Das erfordert:
— die Tätigkeit der Deutschen Volkspolizei unablässig 

darauf zu richten, die sozialistische Entwicklung in 
der Deutschen Demokratischen Republik aktiv zu 
unterstützen und deren Schutz zu gewährleisten so
wie dazu beizutragen, daß jeder Bürger sein Leben 
in voller Wahrung seiner Würde, seiner Freiheit und 
seiner Menschenrechte in Übereinstimmung mit den 
Rechten und Interessen der sozialistischen Gesell
schaft, des Staates und seiner Bürger gestalten kann

— Gefahren für die sozialistische Gesellschaft und die 
Bürger vorzubeugen, eingetretene Störungen sofort 
zu beseitigen und zielgerichtet den Kampf zur Ver
hütung und Aufklärung von Straftaten sowie an
deren Rechtsverletzungen zu führen

— mit der Bevölkerung eng zusammenzuarbeiten und 
die Bereitschaft der Bürger, insbesondere der frei
willigen Helfer der Deutschen Volkspolizei zu för
dern, bei der Gewährleistung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, der Rechtssicherheit und Ordnung 
verstärkt mitzuwirken

— die Zusammenarbeit der Deutschen Volkspolizei mit 
den örtlichen Volksvertretungen, den anderen 
Staatsorganen, den Organen der Arbeiter-und- 
Bauern-Inspektion, den Wirtschaftsorganen, den


